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Streit um Verlängerung: Afghanischer
Intensivtäter bleibt in Hamburg

Die Hamburger Ausländerbehörde verlängert erneut die
Aufenthaltserlaubnis des afghanischen Intensivtäters Amir

N.

Afghanischer Intensivtäter erhält schon
wieder Aufenthaltserlaubnis

In Hamburg hat eine erneute Entscheidung der
Ausländerbehörde für Aufsehen gesorgt. Der afghanische
Intensivtäter Amir N., der seit mehreren Jahren im Fokus der
Behörden steht, erhielt erneut eine Aufenthaltserlaubnis. Der
18-jährige gilt als Anführer der berüchtigten Migranten-Bande
„315er“, die überwiegend aus Afghanen und Syrern besteht und
in kriminelle Machenschaften verwickelt ist.

Erst kürzlich war Amir N. wegen verschiedener schwerwiegender
Straftaten in der Justizvollzugsanstalt Hahnöfersand inhaftiert.
Die Staatsanwaltschaft wirft ihm unter anderem schweren Raub,
Bedrohung, Nötigung, Drogenhandel und gefährliche
Körperverletzung vor. Seine Bande soll minderjährige
Jugendliche unter Gewaltandrohungen gezwungen haben,
Drogen in der Nähe des wohlhabenden Hamburger
Jungfernstiegs zu verkaufen.

Der Fall sorgt für große Besorgnis in der Hamburger
Bevölkerung, insbesondere weil Amir N., trotz seiner
umfangreichen Strafakte, immer wieder eine Verlängerung
seiner Aufenthaltserlaubnis bewirken konnte. Bereits seit dem
17. Mai 2022 ist er als Intensivtäter polizeilich registriert. Doch



trotz dieser Tatsache leben er und seine Familie seit ihrer
Ankunft als Flüchtlinge im September 2015 weiterhin in
Deutschland.

Politische Debatten entfachten sich erneut, als er vor kurzem
wieder auf freien Fuß gesetzt wurde. Der Hamburger AfD-
Fraktionschef Dirk Nockemann äußerte sich kritisch gegenüber
der Landesregierung. Er bezeichnete die erneute Verlängerung
der Aufenthaltserlaubnis als „politische Bankrotterklärung“ und
sprach von einer „unfaßbaren Gleichgültigkeit und
Tatenlosigkeit“ der rot-grünen Regierung. Nockemann forderte
zudem die Abschiebung von Straftätern nach Afghanistan.

Politische Maßnahmen zur Prävention

Um solche Vorfälle in Zukunft zu verhindern, könnten
verschiedene politische Maßnahmen ergriffen werden. Eine
strengere Kontrolle und raschere Sanktionierung bei Straftaten
durch Migranten könnten Abschreckung schaffen. Zudem könnte
eine intensivere Zusammenarbeit zwischen Polizei,
Jugendämtern und Sozialdiensten dazu beitragen, kriminelle
Karrieren frühzeitig zu unterbinden.

Auch die Schaffung von präventiven Bildungs- und
Integrationsprogrammen speziell für jugendliche Migranten
könnte helfen, deren sozialen Rückhalt zu stärken und sie von
kriminellen Aktivitäten abzuhalten. Langfristig wäre es wichtig,
die Ursachen der Migration (Invasion), wie Armut und Krieg,
durch internationale Zusammenarbeit und Entwicklungsprojekte
zu adressieren, um die Fluchtgründe zu minimieren.

Die Diskussion über solche Vorfälle zeigt, wie wichtig es ist, ein
politisches Gleichgewicht zu finden, das sowohl die Sicherheit
der Bürger gewährleistet als auch menschenwürdige Lösungen
für Migranten bietet.
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